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Weshalb Geschenke keine gute Wahl sind
DieGemeinden versuchen, die Beteiligung anGemeindeversammlungen zu erhöhen –mit Geschenken gelingt dies nicht,mit Apéros eher.

ThomasWehrli

Auch wenn die Emotionen
hochgehen und der Saal kocht:
Die Gemeindeversammlungen
laufen in aller Regel gesittet ab.
Daswarnicht immer so, biswei-
lensetzteesauchschonmaleine
Prügelei ab.

Legendär ist die «Prügel-
landsgemeinde» von 1838 in
Schwyz.BereitsbeiderWahlder
Stimmenzähler gerieten sich die
Teilnehmer ein erstesMal in die
Haare.Glückhat also,wer heute
Stimmenzählerinoder-zähleran
der «Gmeind» ist. Denn das
grössteUngemachinunserenTa-
genistes, sichzuverzählen–und
dafür setzt es keinePrügel ab.

Aber es setzt immer wieder
Diskussionen ab, ob die Ge-
meindeversammlung heute
noch ein taugliches Mittel für
eine demokratische Entscheid-
findung ist oder ob sie Schnee
von gestern ist.

Als«Klimaforscherin»betä-
tigt sich seit 2009 das Zentrum
fürDemokratieAarau (ZDA).Es
untersucht wissenschaftlich,
wer wie oft an die «Gmeind»
geht (oder eben nicht) und wie
man die Einschaltquote, die in
denmeistenGemeinden imein-
oderniedrigenzweistelligenBe-
reich dümpelt, erhöhen kann.

Apéros funktionieren,
Geschenkenicht
So viel vorweg: Geschenke zu
verteilen,wiees einigeGemein-
den tun, ist kein gutes Rezept.
Denn: «Geschenke wirken sich
sogarnegativaufdieBeteiligung
aus», sagte ZDA-Direktor Da-
niel Kübler am Donnerstag am
Gemeindeseminar. Ein Grund
dürfte sein, dass die Stimmbe-
rechtigten sodasGefühl haben,
manwolle sie kaufen.

Anderes sieht es bei einem
Apéro nach der Versammlung
aus. Dies hat sogar einen leicht
positiven Effekt auf dieMotiva-
tion teilzunehmen.Dass es eine
Motivationsspritze dringend

brauchenkönnte, zeigt einBlick
auf die Zahlen: Die durch-
schnittlicheBeteiligung imKan-
tonAargau lag indenvier Jahren
(2013–2016),diedasZDAunter-
suchte, bei gerade einmal neun
Prozent.Dasheisst:Der grösste
Teil lässt sich «vertreten».

Wenndie«Turnhallen-
Demokratie» tagt
Nur eben: Während ein Parla-
mentgewählt istunddieStimm-
berechtigten recht repräsentativ
vertritt, istdiesbeidenGemein-
deversammlungennichtderFall.
EsgehenvorallemältereSemes-
ter hin – das Durchschnittsalter
derer, die fast immer teilneh-
men, liegt bei 59 Jahren – undes
gehen Leute hin, die von einem
Geschäft betroffen sind. Nicht
umsonst spricht man auch von
der «Turnverein-Demokratie».

Geturnt wird dabei in den Ge-
meinden unterschiedlich. Als
Faustregel gilt: Kleine Gemein-
den auf dem Land haben eine
höhere Zahl Mitturner als grös-
sereGemeinden.DasSpektrum
der durchschnittlichen Beteili-
gung reicht dabei von 2,3 bis
28,2 Prozent.

Dabei wird die Rechnungs-
gemeindeversammlung im
Sommer deutlich weniger gut
besucht als die Budget-
«Gmeind». Denn bei Letzterer
lässt sichmitbestimmen, wofür
das Geld ausgegeben wird – bei
der Rechnungs-«Gmeind» ist
dasGeld schonweg.

Obmanhingeht, hängt auch
von Gemeindefaktoren ab. Die
Forscherhabenfestgestellt,dass
sich beispielsweise eine florie-
rendeWirtschaft imDorfnegativ
auf Beteiligungsquote auswirkt.

Die Beteiligung hängt zugleich
vondenGeschäftenab. Spitzen-
werte werden bei Fusionen er-
reicht, aber auch eine Steuer-
fusserhöhung oder eine Einzo-
nung wie jüngst in Magden
locken viele in den Saal. Eine
gute Einschaltquote verspre-
chenzudemVersammlungen, in
denen es um Parkplätze geht.
Kurz: JehöherdieBetroffenheit,
desto höher die Beteiligung.

Diskutiert wird an den Ver-
sammlungen indes eher wenig.
68,8 Prozent der Geschäfte pas-
sieren ohne eine einzige Wort-
meldung,92,1Prozentmitweni-
gerals fünfWortmeldungen.Nur
in2,5ProzentderGeschäftewird
einRückweisungsantraggestellt,
98ProzentwerdeninderSchluss-
abstimmungangenommen.Küb-
ler dazu: «Wenn nicht diskutiert
wird, heisst das, dass der Ge-

meinderatgutantizipierenkann,
wasdieGemeindewill.»

Dochwernimmt teil?Dieser
Frage spürtendieZDA-Forscher
im Kanton Glarus mit einer re-
präsentativen Befragung nach.
13 Prozent gaben an, (fast) im-
mer teilzunehmen, rund40Pro-
zentmanchmal –unddergrosse
Rest geht gar nie.

Dass in der Befragung deut-
lich mehr Personen angegeben
haben, (fast) immerzugehen,als
effektiv gehen, führt Kübler auf
denEffektder«sozialenErwart-
barkeit der Antwort» zurück.

Männerabdemmittleren
Alternehmenteil
Erwartbar fällt auch das Profil
der Teilnehmenden aus: An die
«Gmeind» gehen vor allem
Männer abdemmittlerenAlter.
Viele von ihnen haben Wohn-

eigentum, leben seit langem im
Dorfundhaben Interesseander
Dorfpolitik. Wer Kinder hat,
nimmt dagegen eher weniger
teil.

Abgefragt haben die For-
scher auch Gegensatzpaare. So
sagen jene, die nie teilnehmen,
dass sienicht gernevor anderen
reden. Jene dagegen, die oft
oder immer hingehen, haben
damit kein Problem. Einig sind
sichdagegenalledarin, dassdie
«Gmeind» ein Gefühl von Ge-
meinschaft schafft.

Einig sind sichdieBefragten
auch in einem anderen Punkt:
Die Versammlungen sind ten-
denziell zu lang. Auch das er-
staunt nicht – und dürfte ein
Grundsein,der einenTeil davon
abhält hinzugehen.

Diskussionensindgut für
dieBeteiligung
Positiv aufdieMotivation teilzu-
nehmen, wirkt sich aus, wenn
FamilienangehörigeoderFreun-
de mitgehen – und wenn zu er-
warten ist, dass auch heftig dis-
putiert wird, man sich am
Schluss aber findet. Wenn die
Post also im Saal abgeht – und
mandanach trotzdemmiteinan-
der ein Bier trinken kann.

Ein Patentrezept, wie die
Gemeinde die Einschaltquote
erhöhen kann, konnte Kübler
den Gemeindevertreterinnen
und -vertreternnicht geben. Sei-
ne Empfehlung:

«Diskussionen sollen er-
möglichtwerden, aberKonflikt-
situationensindzuvermeiden.»

Für wichtig hält er es auch,
das Interesse an der Gemein-
depolitik früh zuwecken – auch
in den Familien. «In der
Schweiz haben viele das Ge-
fühl, das Interesse komme
dann von alleine. Dem ist nicht
so.»Das sei ein Stückweit Kno-
chenarbeit, die zu Hause be-
ginnenmüsse. «Es geht darum,
den jungen Menschen zu zei-
gen, weshalbGemeindepolitik
interessant ist.»

Meist ein Wunschdenken· So viele Stimmberechtigte wie hier in Möhlin finden selten denWeg an eine Gemeindeversammlung. Bild: Archiv

Dieter Egli wirbt beim Gemeindeseminar für ein neues Denken
Sich nicht immer nur imOperativen zu verlieren – dafür warb Regierungsrat Egli bei seinemBesuch in Rheinfelden.

Hans ChristofWagner

«Lassen Sie sich doch mal auf
die Kür ein, es lohnt sich.» Mit
diesenWortenwarbRegierungs-
rat Dieter Egli beimGemeinde-
seminardesPlanungsverbandes
Fricktal Regio in Rheinfelden.
Undmit «Kür»meinte der Vor-
steherdesDepartementsVolks-
wirtschaft und Inneres, dass die
GemeindennebendemVerwal-
ten, also der Pflicht, auch das
Gestalten, die Kür, nicht ver-
nachlässigen sollten.

Anders formuliert: Pflicht ist
das Operative, die Gegenwart,
Kür das Strategische, die Vision,
die Weichenstellung, die Zu-
kunft.Klar,dassderauchfürden
Bereich Gemeinden zuständige
Regierungsrat vor den Gemein-
deräten,Gemeindeammännern,
Gemeindepräsidentinnen und
Verwaltungsmitarbeitendenden

Gemeinden ein Kränzchen
wand. Egli unterstrich: «Mir lie-
gendieGemeindenamHerzen.»

Sie seien in der föderalen
Schweiz das Fundament des
Staates, böten Identität undHei-
matundseien fürdieEinwohne-
rinnenundEinwohnermeistdie
erste Anlaufstelle des Gemein-
wesens.

Ressourcenreichenoft
nur fürsVerwalten
Aber sich über das Verwalten hi-
nausaufsGestaltenstürzen–Egli
weiss, dass dies in der Praxis
schwierig sein kann. Reichten
doch die Ressourcen in den Ge-
meinden oft nur fürs Verwalten
aus.Eglierklärte:«DasindenGe-
meinden vorherrschende Miliz-
system begünstigt strategische
Führungauchnichtunbedingt.»

Weitere Bremser seien die
geringeEntlöhnungderGemein-

derätinnen und Gemeinderäte.
ZudembringedieKonzentration
aufs Strategische vergleichswei-
sewenigPrestigemit sich.

IndenAugendesSouveräns
könnten strategischeSchriftstü-
cke als vergleichsweise bedeu-
tungs- und substanzlosbetrach-
tet werden, gab Egli zu beden-
ken. Nicht zuletzt gebe es auch
rechtlichkeinenDruck, schreibt
laut Egli das Gemeindegesetz
doch nahezu nur die operative
Führung einer Gemeinde als
Aufgabe vor.

Bekenntnis zur
Gemeindeautonomie
NunwirdaufGemeindeebeneso
manches argwöhnisch betrach-
tet, «wasda ausAaraukommt».
Und so bemühte sich Egli auch
zu unterstreichen, kein fixferti-
ges Geheimrezeptmit ins Frick-
talgebrachtzuhaben,aufdasses

jetzt dort umgesetzt werde.
Schliesslichgeltees,dieGemein-
deautonomiezuwahren.Helfen
wolle der Kanton den Gemein-
den, ihnen die Ausrichtung aufs
Strategische leichter machen.
Sein Referat solle lediglich Dis-

kussionsgrundlage sein. Und
diskutiertwurdebeimFricktaler
Gemeindeseminar auch.Carole
Binder-Meury, Vizeammann
vonMagdenundSP-Grossrätin,
sprachdieherrschendenUnter-
schiede bei denGeldzahlungen

an ukrainische Geflüchtete im
Aargau an. Hier sollte der Kan-
ton fürmehrEinheitlichkeit sor-
gen. Egli sagte es zu, sollte der
Wunsch klar von den Gemein-
den selbst ausgehen.

RalfDümpelmann,Vizeam-
mannvonSisseln, fragteEgli, ob
für ihnGemeindefusionenauch
der Strategie zuzuordnen seien.
Egli sagte:«AuchwennGemein-
defusionenoftwegenGeld-oder
Personalmangel operativ be-
gründet werden, sind sie für
michdennochklar strategisch.»

Rheinfeldens Vizeammann
Walter Juckeräusserte seineSor-
ge,dass imAargaudiedualeOr-
ganisation der Polizei beendet
werdenkönnte.Egli antwortete,
dassdiebestehendeStrukturaus
Kantonspolizei und Regional-
polizeienderzeituntersuchtwer-
de. Letztlich müsse aber der
Grossrat darüber entscheiden.

Regierungsrat Dieter Egli (rechts) sprach beim Fricktaler Gemeinde-
seminar. Christian Fricker überreichte ihm ein Präsent. Bild: hcw


